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Text 

Nachweis der Aktionärseigenschaft bei Inhaberaktien 

§ 10a. (1) Bei Inhaberaktien ist der Anteilsbesitz durch eine Bestätigung des depotführenden 
Kreditinstituts mit Sitz in einem Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraums oder in einem 
Vollmitgliedstaat der OECD nachzuweisen (Depotbestätigung). In der Satzung oder in der Einberufung 
können weitere geeignete Personen oder Stellen festgelegt werden, deren Depotbestätigungen von der 
Gesellschaft entgegengenommen werden. 

(2) Die Depotbestätigung hat folgende Angaben zu enthalten: 

 1. den Aussteller durch Angabe von Name (Firma) und Anschrift oder eines im Verkehr zwischen 
Kreditinstituten gebräuchlichen Codes; 

 2. den Aktionär durch Angabe von Name (Firma) und Anschrift, bei natürlichen Personen 
zusätzlich das Geburtsdatum, bei juristischen Personen gegebenenfalls das Register und die 
Nummer, unter der die juristische Person in ihrem Herkunftsstaat geführt wird; 

 3. die Nummer des Depots, andernfalls eine sonstige Bezeichnung; 

 4. die Anzahl und gegebenenfalls den Nennbetrag der Aktien des Aktionärs sowie bei mehreren 
Aktiengattungen die Bezeichnung der Gattung oder die international gebräuchliche 
Wertpapierkennnummer; 

 5. den Zeitpunkt oder den Zeitraum, auf den sich die Depotbestätigung bezieht. 

Soll durch die Depotbestätigung der Nachweis der gegenwärtigen Eigenschaft als Aktionär geführt 
werden, so darf sie zum Zeitpunkt der Vorlage bei der Gesellschaft nicht älter als sieben Tage sein. Die 
Satzung kann diesen Zeitraum verkürzen, wenn sie vorsieht, dass die Gesellschaft oder eine von ihr 
benannte Stelle Depotbestätigungen über ein international verbreitetes, besonders gesichertes 
Kommunikationsnetz der Kreditinstitute entgegennimmt, dessen Teilnehmer eindeutig identifiziert 
werden können. 

(3) Die Depotbestätigung bedarf der Schriftform, sofern die Satzung nicht die Textform genügen 
lässt. Eine börsenotierte Gesellschaft muss Depotbestätigungen jedenfalls über ein international 
verbreitetes, besonders gesichertes Kommunikationsnetz der Kreditinstitute entgegennehmen, dessen 
Teilnehmer eindeutig identifiziert werden können. 

(4) Die Gesellschaft muss Depotbestätigungen in deutscher Sprache und, wenn sie börsenotiert ist, 
auch in englischer Sprache entgegennehmen. In der Satzung oder in der Einberufung können weitere 
Sprachen vorgesehen werden. 


